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Bebauungsplan Sal 25 für SZ-Salder mit örtlicher Bauvorschrift über Gestaltung „Südliche Erweiterung“ 

 
Übersicht über die eingegangenen umweltbezogenen Stellungnahmen im Rahmen der Beteiligung nach § 3 Abs. 1 BauGB 
und § 4 Abs. 1 BauGB 

 

Ergebnis der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit vom 05.08.2021 bis 19.08.2021: 
Es sind keine Stellungnahmen seitens der Öffentlichkeit vorgebracht worden.  
 

Ergebnis der frühzeitigen Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange sowie der Nachbargemeinden 
vom 21.07.2021 bis 19.08.2021: 

Nr
.  

Name / Datum Stellungnahme 

4 Industrie- und 
Handelskammer 
Braunschweig / 
23.07.2021 

Im Zuge der o. g. Bebauungsplanungen soll im Süden von Salder ein allgemeines Wohngebiet zur 
Errichtung von ca. 50 bis 60 Einfamilienhäusern ausgewiesen werden. In der nordöstlichen Nachbarschaft 
des Plangebiets befinden sich gewerblich intensiv genutzte Flächen, die in Richtung des geplanten 
Wohngebietes in erster Linie durch den Standort Salzgitter der Westfälischen Drahtindustrie GmbH 
genutzt werden. 
  
Einer derartig dicht an Gewerbenutzungen heranrückenden Wohnbebauung stehen wir grundsätzlich 
ausgesprochen kritisch gegenüber, da zwischen der immissionsempfindlichen Wohnnutzung und der 
emittierenden Gewerbenutzung ein erhebliches Konfliktpotenzial zu vermuten ist.  
Wir gehen davon aus, dass dieses Konfliktpotenzial im Fortgang des Planungsprozesses detailliert zu 
untersuchen ist, wobei insbesondere die Erstellung eines schalltechnischen Gutachtens erforderlich sein 
dürfte. ln diesem Zusammenhang möchten wir bereits jetzt mitteilen, dass wir der Planung nur dann keine 
Bedenken entgegenbringen können, wenn eindeutig sichergestellt ist, dass der 
Immissionsschutzanspruch der künftigen Bewohner innerhalb des neuen Wohngebietes für die im Umfeld 
tätigen Gewerbebetriebe- und hierbei insbesondere für die Westfälische Drahtindustrie GmbH - keinerlei 
Einschränkungen ihrer betrieblichen Nutzungs- und Entwicklungsmöglichkeiten zur Folge hat.  
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Sollten Einschränkungen der gewerblichen Nutzungs- und Entwicklungsmöglichkeiten nicht zweifelsfrei 
ausgeschlossen werden können, wäre aus wirtschaftlicher Sicht ein Verzicht auf die 
Wohngebietsausweisung zu fordern. 
 

9 Staatl. 
Gewerbeaufsichtsa
mt Braunschweig / 
29.07.2021 

Da der Umweltbericht mit eventuellen Gutachten noch nicht vorliegt, kann ich zur Aufstellung des 
Bebauungsplanes nur folgenden Hinweis geben: 
In unmittelbarer Nähe zu dem geplanten Wohngebiet befindet sich nach meinem Kenntnisstand ein 
Gewerbegebiet. Reine oder allgemeine Wohngebiete sollten möglichst nicht unmittelbar neben einem 
Gewerbegebiet liegen. Dadurch könnte eine Gemengelage entstehen. 
Um hier das Konfliktpotential möglichst gering zu halten, empfiehlt es sich, zeitnah ein Schallgutachten zu 
erstellen, um zu prüfen, ob die geplanten Schallschutzmaßnahmen (Lärmschutzwall) ausreichend sind 
und die Immissionsrichtwerte an den zu definierenden Immissionsorten eingehalten werden. Je nach 
Höhe der Schutzwürdigkeit des Gebietes und der gegenseitigen Verpflichtung der Rücksichtnahme, sind 
teilweise sehr unterschiedliche Immissionswerte einzuhalten:  
Reines Wohngebiet: tags 50 dB(A) nachts 35 dB(A) Allgemeines Wohngebiet: tags 55 dB(A) nachts 40 
dB(A) Die Werte für eine Gemengelage sollen nicht höher sein, als die Werte für ein Kern-, Dorf- oder 
Mischgebiet (6.7 TA-Lärm) Gemengelage: tags 60 dB(A) nachts 45 dB(A) In Abhängigkeit zur Definition 
des zukünftigen Wohngebietes kann es zu erheblichen Betriebseinschränkungen bei den Betreibern 
kommen. 
 

11 Landwirtschaftskam
mer Niedersachsen / 
02.08.2021 

Aus unserer Sicht ist die Inanspruchnahme der Ackerflächen für wohnbauliche Zwecke noch nicht 
ausreichend begründet worden. Gemäß §1a (2) BauGB hat diese Begründung zum sparsamen Umgang 
mit Grund und Boden unter Berücksichtigung von Möglichkeiten der Innenentwicklung und 
Nachverdichtung zu erfolgen. Der bloße Verweis auf eine hohe Nachfrage nach Bauland ist in diesem 
Zusammenhang nicht ausreichend, sodass wir die Darlegung einer nachvollziehbaren Begründung der 
Flächeninanspruchnahme nach den o.g. Maßgaben im weiteren Verfahren für zwingend erforderlich 
halten. Dies auch vor dem Hintergrund, dass es sich bei dem Plangebiet um eine hochdotierte Ackerfläche 
mit 86 Bodenpunkten handelt und der Geltungsbereich mit über 5 ha keinen unwesentlichen Umfang hat.  
 
Sofern die Inanspruchnahme der Ackerfläche für die geplanten Baumaßnahmen nach den o.g. Maßgaben 
nachvollziehbar begründet werden kann, sind folgende Punkte im weiteren Verfahren zu berücksichtigen:  
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Aus landwirtschaftlicher Sicht ist der Zuschnitt des Baugebiets so anzupassen, dass es sich an die 
Bewirtschaftungsstruktur der Ackerfläche so anpasst, dass keine zusätzlichen Teilflächen entstehen. 
Durch den derzeitig geplanten Zuschnitt des Geltungsbereichs entsteht ein Versatz, aus dem ein zweites 
Vorgewende auf der verbleibenden Ackerfläche entsteht. 
 
Dies bedeutet einen erheblichen Mehraufwand in der künftigen Flächenbewirtschaftung und sollte durch 
eine geänderte südliche Geltungsbereichsgrenze „geradegezogen“ werden.  
Da das geplante Baugebiet an drei Seiten von Ackerflächen umgeben ist, werden Immissionen aus der 
Flächenbewirtschaftung in Form von Stäuben, Lärm oder Gerüchen in den Geltungsbereich hineinreichen. 
Diese Immissionen können je nach Jahreszeit auch an Sonn- und Feiertagen sowie zur nächtlichen 
Ruhezeit auftreten und sind von der künftigen Anwohnerschaft als ortsüblich hinzunehmen. Wir bitten um 
einen entsprechenden Hinweis in der Begründung. Vor diesem Hintergrund bevorzugen wir die 
Festsetzung eines allgemeinen Wohngebiets vor der Festsetzung eines reinen Wohngebiets.  
 
Es ist mit dem Flächeneigentümer oder -bewirtschafter zu klären, ob die betroffene Fläche drainiert ist. In 
einem solchen Fall sind die Drainageleitungen vor Baubeginn so umzuleiten, dass eine ordnungsgemäße 
Entwässerung der verbleibenden Ackerfläche weiterhin sichergestellt ist.  
 
Entlang der westlichen Geltungsbereichsgrenze verläuft ein Wirtschaftsweg in Richtung des Steinbruchs. 
Dieser Weg ist künftig weiterhin für land- und forstwirtschaftliche Verkehr passierbar zu halten und darf 
nicht durch ruhenden Verkehr im Zusammenhang mit dem Wohngebiet oder mögliche Anpflanzungen 
beeinträchtigt werden.  
 
Aus diesem Grund halten wir die Planung des separaten Fuß- und Radwegs parallel zu diesem Weg für 
sinnvoll, um Konflikte der unterschiedlichen Nutzungen zu vermeiden. 
 
Das im Neubaugebiet anfallende Oberflächenwasser soll gedrosselt über ein geplantes 
Regenrückhaltebecken abgeleitet werden. In diesem Zusammenhang ist die Aufnahmekapazität der 
Vorflut für das zusätzlich anfallende Oberflächenwasser zu prüfen und sicherzustellen. 
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Im weiteren Verfahren werden für die durch das Vorhaben entstehenden Eingriffe Ausgleichs- und 
Ersatzmaßnahmen erforderlich werden. Wir weisen bereits jetzt darauf hin, dass solche Maßnahmen 
gemäß §15 (3) BNatSchG so zu gestalten sind, dass die Agrarstruktur nicht beeinträchtigt wird. Der Entzug 
landwirtschaftlicher Flächen aus der Produktion zu Kompensationszwecken ist eine solche 
Beeinträchtigung und möglichst zu vermeiden, um eine weitere Belastung der Landwirtschaft durch 
zusätzliche Flächenentzüge zu verhindern. Vor diesem Hintergrund halten wir eine flächensparende 
Kompensation für geboten. Es empfehlen sich in diesem Zusammenhang beispielsweise 
Flächenentsiegelungen, die ökologische Aufwertung von Forstflächen oder vorhandenen Biotopen oder 
die Umsetzung von produktionsintegrierten Maßnahmen auf landwirtschaftlichen Flächen.  
Wir bitten um o.g. Ergänzung zur Begründung der Flächeninanspruchnahme. Nur unter dieser 
Voraussetzung und Berücksichtigung unserer Anmerkungen und Hinweise können wir das Vorhaben 
mittragen 
 

17 LGNL 
Regionaldirektion 
Hameln- Hannover 
Kampfmittelbeseiti- 
gungsdienst / 
05.08.2021 

Es besteht der allgemeine Verdacht auf Kampfmittel. Es wird eine Luftbildauswertung empfohlen. 

20 Nds. 
Landesbehörde für 
Straßenbau und 
Verkehr - 
Geschäftsbereich 
Wolfenbüttel / 
11.08.2021 

Der o.a. Bebauungsplanentwurf weist ein Baugebiet südöstlich der Landesstraße 472 im Abschnitt 55 
außerhalb der für Salzgitter-Salder festgesetzten Ortsdurchfahrtsgrenzen aus. Die verkehrliche 
Erschließung ist die Gemeindestraße „Felsweg“ an die Landesstraße vorgesehen.  
 
Durch die Ausweisung des neuen Wohngebietes ist eine höhere Frequentierung des Knotenpunktes 
„Felsweg/L 472“ zu erwarten. Aufgrund der zusätzlichen Verkehre ist über ein Verkehrsgutachten zu 
prüfen, ob die Leistungsfähigkeit des Knotenpunktes gegeben ist. Der Bestand, die weiteren Planungen 
sowie der Prognosefall, sind mit einzubeziehen.  
 
Die Bauverbotszone gemäß § 24 (1) Niedersächsisches Straßengesetz (NStrG) ist in den Bebauungsplan 
aufgrund des § 9 (1) Nr. 10 BauGB einzutragen. Nach dem NStrG dürfen Hochbauten entlang der 
Landesstraßen in einer Entfernung bis zu 20,00 m - gemessen vom äußeren Rand der befestigten 
Fahrbahn - nicht errichtet werden. Es ist durch geeignete textliche bzw. zeichnerische Festsetzungen 
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sicherzustellen, dass nach der NBauO in der vorerwähnten Bauverbotszone auch genehmigungsfreie 
bauliche Anlagen und Werbeanlagen nicht errichtet werden dürfen.  
Aufschüttungen und Abgrabungen größeren Umfanges sind unzulässig. Das gilt auch für den in der 
Bauverbotszone geplanten Lärmschutzwall und das Regenrückhaltebecken. Diese sind entsprechend zu 
verschieben.  
 
Bei der Lage des Wohngebietes hinter dem Lärmschutzwall ist für aus südlicher Richtung kommende 
Verkehrsteilnehmer die Sicht auf die Ortslage verdeckt. Erst unmittelbar an der Einmündung wird die 
unvermittelt auftauchende Ortstafel wahrgenommen. Das Geschwindigkeitsniveau im 
Einmündungsbereich ist daher noch relativ hoch. Im Sinne der Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs 
wäre die Prüfung, ob mit Schaffung eines Ortsdurchfahrtscharakters und Verschiebung der Ortsdurchfahrt 
sowie mit separater Anbindung des neuen Wohngebietes an die Landesstraße eine Optimierung der 
Gesamtsituation erreicht werden kann, sinnvoll.  
 
Ansprüche hinsichtlich der Emissionen wie Lärm, Staub, Gasen oder Erschütterungen können gegenüber 
dem Land nicht geltend gemacht werden. Zum Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung habe 
ich keine Anmerkungen vorzubringen. Ich bitte Sie jedoch die Flächen, die für Kompensationsmaßnahmen 
ggf. erforderlich sind, mit genauen Angaben zur Lage (Gemarkung, Flur, Flurstück) zu kennzeichnen und 
in der Übersicht zum Geltungsbereich mit darzustellen. Eine Betroffenheit mit eigenen 
Kompensationsmaßnahmen muss geprüft werden können.  
 
Unter der Voraussetzung, dass die vorstehenden Hinweise im weiteren Bauleitplanverfahren 
berücksichtigt werden, stimme ich dem Bebauungsplanentwurf in Straßenbau- und verkehrlicher Hinsicht 
zu. Bedenken und Anregungen behalte ich mir im Rahmen der Stellungnahme nach § 4 (2) BauGB vor. 
 

21 Regionalverband 
Großraum 
Braunschweig / 
17.08.2021 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplans liegt vollständig innerhalb eines in der Zeichnerischen 
Darstellung des Regionalen Raumordnungsprogramms (RROP) 2008 für den Großraum Braunschweig 
festgelegten Vorbehaltsgebietes Landwirtschaft (RROP 2008 Abschnitt III Ziffer 2.1 Abs. 6) sowie teilweise 
innerhalb eines Vorbehaltsgebietes Erholung (RROP 2008 Abschnitt III Ziffer 2,4 Abs. 5). Alle 
raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen sollen so abgestimmt werden, dass diese Gebiete in ihrer 
Eignung und besonderen Bedeutung möglichst nicht beeinträchtigt werden.  



Seite 6 von 15 

Die Festlegung eines Vorbehaltsgebietes stellt als Grundsatz der Raumordnung eine Vorgabe für 
nachfolgende Abwägungs-und Ermessensentscheidungen dar, die im weiteren Planverfahren zu 
berücksichtigen ist. Weiterhin wird der Änderungsbereich von einem linienhaften Vorranggebiet 
Fernwasserleitung gequert. Dieses Ziel der Raumordnung ist zu beachten (§ 4 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 ROG). 
Andere Nutzungen sind hier ausgeschlossen, soweit sie nicht mit der vorrangigen Nutzung Leitungstrasse 
vereinbar sind. 

22 Landesamt für 
Bergbau, Energie 
und Geologie / 
17.08.2021 

Nachbergbau  
Nachbergbau Themengebiet Historische Bergrechtsgebiete  
Mit dem Inkrafttreten des Bundesberggesetzes am 01. Januar 1982 wurden die, durch die vielen 
historischen Herrschaftsgebiete definierten, Bergrechte vereinheitlicht. Unter Einhaltung bestimmter 
Voraussetzungen erlaubt das Bundesberggesetz die Aufrechterhaltung alter Rechte und Verträge aus 
diesen ehemaligen Bergrechten. 
Daher erfolgt in dieser Stellungnahme der Hinweis auf das historische Bergrechtsgebiet mit Angabe der 
Rechte, die in diesen Gebieten auftreten können. Diese Rechte sind in Grundeigentümerrechte oder nicht 
Grundeigentümerrechte unterteilt. Die Grundeigentümerrechte sind entsprechend den für Grundstücke 
geltenden Vorschriften in Grundbüchern zu führen.  
Weitere Rechte und Verträge, bei denen es sich nicht um Grundeigentümerrechte handelt, sind, sofern 
vorhanden, in dieser Stellungnahme als aufrechterhaltene Rechte nach §149 ff. Bundesberggesetz 
angegeben.  
Historisches Bergrechtsgebiet Braunschweigisches Berggesetz, Herzogtum Braunschweig: Das 
Verfahrensgebiet liegt nach den hier vorliegenden Unterlagen im Gebiet des ehemaligen Herzogtums 
Braunschweig. Aufgrund des Staatsvorbehaltes auf Bitumina und Salz begründet im Braunschweigischen 
Berggesetz existieren in diesem Gebiet keine Grundeigentümerrechte wie Salzabbaugerechtigkeiten, 
Erdölaltverträge und Erdgasverträge.  
 
Nachbergbau Themengebiet Alte Rechte  
In dem Verfahrensgebiet liegen dem LBEG keine weiteren aufrechterhaltene Rechte und Verträge nach 
§149 ff. Bundesberggesetz vor.  
 
Nachbergbau Themengebiet Bergbauberechtigungen  
Den aktuellen Stand zu vorhandenen Bergbauberechtigungen und weitere Themen können Sie dem 
NIBIS Kartenserver entnehmen: NIBIS Kartenserver.  
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Nachbergbau Themengebiet Grubenumrisse  
Altbergbau Laut den hier vorliegenden Unterlagen liegt das genannte Verfahrensgebiet nicht im Bereich 
von historischem Bergbau. 
 
Rohstoffe  
Gegen die Planungen der Stadt Salzgitter in SZ-Salder bestehen aus Sicht des Fachbereiches 
Rohstoffwirtschaft keine grundsätzlichen Bedenken. Wir weisen jedoch darauf hin, dass sich südlich des 
Plangebietes (ca. 280 m) ein Rohstoffsicherungsgebiet von überregionaler Bedeutung für 
Kalksteingewinnung befindet. Bei einem zukünftigen Rohstoffabbau kann es zu Lärm- und 
Staubemissionen kommen, die Auswirkungen auf den Planungsraum haben können. Die aktuellen 
Rohstoffsicherungskarten können über den NIBIS Kartenserver des LBEG (www.lbeg.niedersachsen.de 
- Karten, Daten und Publikationen - NIBIS KARTENSERVER) eingesehen oder als frei verfügbarer WMS 
Dienst abgerufen werden.  
 
 
Boden  
Die Grundlage zur fachlichen Beurteilung des Schutzgutes Boden liefert in Deutschland das Bundes-
Bodenschutzgesetz (BBodSchG) und fokussiert dabei auf die Bewertung der Bodenfunktionen. Bei 
Einwirkungen auf den Boden sollen Beeinträchtigungen der natürlichen Bodenfunktionen und der 
Archivfunktion vermieden werden (vgl. § 1 BBodSchG). Mit Grund und Boden ist gemäß §1a BauGB 
sparsam und schonend umzugehen und flächenbeanspruchende Maßnahmen sollten diesem Grundsatz 
entsprechen (LROP 3.1.1, 04). Zur fachgerechten Berücksichtigung in der Planung sollte das Schutzgut 
Boden in dem zu erarbeitenden Umweltbericht entsprechend der Anlage 1 Baugesetzbuch (BauGB) 
ausführlich beschrieben und eine Bodenfunktionsbewertung entsprechend der im 
BundesBodenschutzgesetz (vgl. § 2 BBodSchG) genannten Funktionen vorgenommen werden. 
Als Datenbasis zur Bearbeitung des Schutzgutes Boden empfehlen wir unsere Bodenkarte i.M. 1:50.000 
(BK50) und ihre Vielzahl an Auswertungskarten - u.a. zu Suchräumen für schutzwürdige Böden und zu 
Empfindlichkeiten der Böden. Sofern genauere Informationen zu den Böden im Gebiet vorliegen, sollten 
diese zusätzlich herangezogen werden.  
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Im Plangebiet befinden sich laut den Daten des LBEG Suchräume für schutzwürdige Böden entsprechend 
GeoBerichte 8 (Stand: 2019). Im Plangebiet handelt es sich um folgende Kategorien: Kategorie hohe - 
äußerst hohe Bodenfruchtbarkeit  
Die Karten können auf dem NIBIS Kartenserver eingesehen werden.  
 
Gemäß dem Nds. Landesraumordnungsprogramm (LROP 3.1.1, 04) sind Böden, welche die natürlichen 
Bodenfunktionen und die Archivfunktion in besonderem Maße erfüllen, vor Maßnahmen der Siedlungs- 
und Infrastrukturentwicklung besonders zu schützen.  
In der Planungsphase lassen sich aus bodenschutzfachlicher Sicht mehrere Möglichkeiten der 
Vermeidung und Minimierung von Beeinträchtigungen des Schutzguts bedenken und - wenn möglich - in 
Ausschreibungen bzw. folgende Planungsstufen übernehmen. 
Besonders schutzwürdige oder empfindliche Bereiche sollten wenn möglich von einer Bebauung 
ausgenommen werden. Im Rahmen von Bautätigkeiten sollten einige DIN-Normen aktiv Anwendung 
finden (v.a. DIN 19639 Bodenschutz bei Planung und Durchführung von Bauvorhaben, DIN 18915 
Vegetationstechnik im Landschaftsbau -Bodenarbeiten, DIN 19731 Verwertung von Bodenmaterial). Der 
Geobericht 28: „Bodenschutz beim Bauen“ des LBEG dient als Leitfaden zu diesem Thema.  
 
 
Hinweise  
Sofern im Zuge des o.g. Vorhabens Baumaßnahmen erfolgen, verweisen wir für Hinweise und 
Informationen zu den Baugrundverhältnissen am Standort auf den NIBIS-Kartenserver. Die Hinweise zum 
Baugrund bzw. den Baugrundverhältnissen ersetzen keine geotechnische Erkundung und Untersuchung 
des Baugrundes bzw. einen geotechnischen Bericht.  
Geotechnische Baugrunderkundungen/-untersuchungen sowie die Erstellung des geotechnischen 
Berichts sollten gemäß der DIN EN 1997-1 und -2 in Verbindung mit der DIN 4020 in den jeweils gültigen 
Fassungen erfolgen.  
 
In Bezug auf die durch das LBEG vertretenen Belange haben wir keine weiteren Hinweise oder 
Anregungen. Die vorliegende Stellungnahme hat das Ziel, mögliche Konflikte gegenüber den 
raumplanerischen Belangen etc. ableiten und vorausschauend berücksichtigen zu können. Die 
Stellungnahme wurde auf Basis des aktuellen Kenntnisstandes erstellt.  
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Die verfügbare Datengrundlage ist weder als parzellenscharf zu interpretieren noch erhebt sie Anspruch 
auf Vollständigkeit. Die Stellungnahme ersetzt nicht etwaige nach weiteren Rechtsvorschriften und 
Normen erforderliche Genehmigungen, Erlaubnisse, Bewilligungen oder objektbezogene 
Untersuchungen. 
 

23 Nds. Landesamt für 
Denkmalpflege / 
08.04.2026 
(nachgereicht) 

Im Vorhabengebiet sind keine Bodendenkmäler bekannt. Im direkten Umfeld sind jedoch Fundstellen 
bekannt (Salder FstNr. 14, 30-32, 38), die auf eine prähistorische Besiedlung der Hanglage südlich der 
heutigen Ortslage von Salder hinweisen können. Insbesondere bei der im Rahmen einer Trink-
wasserleitungsverlegung unmittelbar östlich des Vorhabengebiets angetroffenen Reihe von Gruben-
befunden (FstNr. 38) lässt sich eine lockere Besiedlung der vorrömischen Eisenzeit am Mittelhang 
beiderseits der 97 m Höhenlinie plausibel machen, die sich sehr wahrscheinlich auch in Teile des 
Vorhabengebiets erstreckt. Der letzte in dieser Grabung angetroffene Befund lag direkt an der Straße die 
das Vorhabengebiet im Nordosten begrenzt. 
 
Da es sich nach jetzigem Kenntnisstand um ein archäologisch sensibles Gebiet handelt empfehle ich 
folgende Hinweise mit aufzunehmen: 
 
1.) Im Umfeld des Planungsgebiets sind archäologische Funde bekannt, d. h. es kann bei Erdarbeiten 
nicht grundsätzlich ausgeschlossen werden, dass Funde und/ oder Befunde aufgedeckt werden. Mögliche 
Erdarbeiten bedürfen daher einer denkmalrechtlichen Genehmigung gemäß § 10 in Verbindung mit § 13 
Niedersächsisches Denkmalschutzgesetz (NDSchG). 
 
2.) Sollten bei Erdarbeiten archäologische Bodenfunde gemacht werden, sind diese nach §14 NDschG 
(1) meldepflichtig. Die Anzeige ergeht an die Denkmalpflegebehörde der Stadt Salzgitter. Bodenfunde und 
Fundstellen sind nach § 14 Abs. 2 NDSchG bis zum Ablauf von vier Werktagen nach der Anzeige 
unverändert zu lassen, bzw. für ihren Schutz ist Sorge zu tragen, wenn nicht die Denkmalschutzbehörde 
die Fortsetzung der Arbeiten gestattet. Die Mehrkosten für ggf. nötig werdende archäologische 
Maßnahmen trägt nach §6 (3) NDschG der Veranlasser der Maßnahme. Die Unterlassung der Anzeige 
stellt eine Ordnungswidrigkeit dar und kann mit einem Bußgeld geahndet werden. 
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Bitte beachten Sie, dass hier nur bodendenkmalpflegerische Belange berücksichtigt werden konnten, für 
die Belange der Baudenkmalpflege ist ggf. eine separate Stellungnahme des Referats Bau- und 
Kunstdenkmalpflege einzuholen. 
 

2.

1 

Untere 

Bodenschutz-

behörde 

Durch die geplante Wohnnutzung gehen hochwertige Ackerböden für die landwirtschaftliche Nutzung 

verloren. Nach Angaben des NIBIS-Kartenservers haben die Böden im B-Plangebiet eine Bodenwertzahl 

von bis zu 88 Punkten. In der Umweltprüfung sind daher aus bodenschutzrechtlicher Sicht folgende 

Punkte abzuarbeiten: 

 

• Beschreibung der Auswirkungen des Planvorhabens auf den Boden, 

• Beschreibung und Bewertung des Ist-Zustandes der Böden mit Beschreibung und Bewertung der 

Bodenfunktionen, 

• Ermittlung der Erheblichkeit und Prognose der Auswirkungen des Planvorhabens auf den Boden, 

• Prüfung von Planungsalternativen, 

• Ermittlung von Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und Kompensation von Beeinträchtigungen, 

• Eventuell erforderliche Maßnahmen zur Überwachung (Monitoring) 

 

Bei der geplanten Nutzung des B-Plangebiets als Wohngebiet ist zu prüfen, ob die Prüfwerte nach 

Bundesbodenschutzverordnung (BBodSchV) für Wohngebiete eingehalten werden. Es sind daher 

Oberbodenuntersuchungen nach BBodSchV für den Wirkungspfad Boden -> Mensch durchzuführen.  

 

Zusätzlich empfehle ich die Durchführung von Sondierungen bis 5 m Tiefe und Analytik nach LAGA TR 

Boden.  

 

Anmerkung: Bei der Angebotsabfrage sollte darauf hingewiesen werden, dass nach Erlass des 

Niedersächsischen Ministeriums für Umwelt, Energie und Klimaschutz vom 24.08.2016 für den Parameter 

Benzo(a)pyren ein Prüfwert von 1 mg/ kg TM für Wohngebiete gilt. 
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2.

2 

Untere 

Wasserbehörde 

Am westlichen Rand innerhalb des B-Plangebietes befindet sich derzeit die Zufahrt zum Steinbruch. 

Zudem befindet sich hier entlang des Weges ein Gewässer III. Ordnung, welches in eine gewachsene 

Gehölzstruktur eingebunden ist. Dieser Umstand wird als Vorteil gesehen, da der Schutz des Gewässers 

somit bereits gegeben ist. Die UWB würde es begrüßen, wenn die Gewässer-Gehölzstruktur erhalten 

bleiben könnte und eine Alternativplanung für diesen Bereich vorgenommen werden könnte.  

 

Das Gewässer muss in jedem Fall erhalten bleiben. Es wird ein Korridor von mindestens 5m je 

Gewässerseite ab Böschungsoberkante für erforderlich gehalten, um der Gewässerentwicklung und dem 

Hochwasserschutz Raum zu geben. Bei einer Veränderung des Gewässers ist ein wasserrechtliches 

Plangenehmigungs-/ Planfeststellungsverfahren gern. § 68 Wasserhaushaltsgesetz erforderlich. 

 

Im Umweltbericht zu dem B-Plangebiet sind die wasserwirtschaftlichen Belange abzuwägen. Sowohl die 

Vorgaben der EG-Wasserrahmenrichtlinie, des Wasserhaushaltsgesetzes als auch die des 

Hochwasserschutzgesetzes II sind zu beachten. 

 

Die Auswirkungen auf das Gewässer sind bezüglich der Bewirtschaftungsziele zur Erreichung des guten 

Zustandes des Grundwassers und der Oberflächengewässer zu bewerten. Wenn nötig sind negative 

Auswirkungen zu vermeiden oder Maßnahmen zu nennen, diese auszugleichen. In jedem Fall ist das 

Verschlechterungsverbot bzw. Verbesserungsgebot gemäß § 27 WHG zu beachten. 

 

Im Plangebiet befindet sich kein Überschwemmungsgebiet, auch sind keine Hochwasserrisikogebiete 

ausgewiesen. Es ist jedoch nicht auszuschließen, dass hier ein Hochwasserentstehungsgebiet 

(Starkregenereignisse mit Überlastung der Kanalisation) entstehen könnte. Zur Vermeidung von 

Hochwasserschäden bzw. Überflutungsschäden aber auch von Trockenstress ist eine nachhaltige 

Niederschlagswasserbewirtschaftung zu planen. 

 

Die Vorfluter sind weitestgehend nicht mehr aufnahmefähig, sodass eine Vermeidung bzw. größtmögliche 

Verminderung (Rückhalt im Entstehungsgebiet) von Abfluss zu erfolgen hat. 
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2.

3 

Klimaschutz-

management 

Das Niedersächsische Umweltministerium hat ein Handbuch zum Klimaschutz in der 

Siedlungsentwicklung herausgeben, erreichbar unter: 

https://www.umwelt.niedersachsen.de/download/126614/Klimaschutz_in_der_Siedlungsentwicklung_Ein

_Handbuch.pdf 

 

Dort werden eine Reihe von Optionen für eine CO2-Minderung und Hinweise für die Ausweisung 

klimagerechter Baugebiete gegeben.  

 

Dies könnte eine Klimaanalyse von günstigen lufthygienischen und klimatischen Verhältnissen erfordern, 

welche eine Überhitzung von Siedlungsflächen durch Anlage von Frei- und Grünflächen verhindern bzw. 

ein gesundes Binnenklima in Siedlungsbieten erzeugen kann. Es wird um Prüfung gebeten, ob 

Anregungen aus dem vorstehend genannten Handbuch bei der Entwicklung des B-Plans Sal 25 

Berücksichtigung finden könnten. 

 

2.

4 

Untere Naturschutz-

behörde 

Im B-Plangebiet sind keine Schutzgebiete und keine gesetzlich geschützten Biotope (§ 30 BNatschG) 

vorhanden.  

 

Zum Detaillierungsgrad der Umweltprüfung habe ich folgende Anmerkungen: 

 

Gutachten Feldhamster:  

Vom Bodentyp her sind die Ackerflächen des B-Plangebietes für eine Besiedlung dieser streng 

geschützten Art geeignet. Daher müssen die Flächen auf eine Besiedlung überprüft werden.  

Die Erfassungsmethodik und die weitere Vorgehensweise ist gemäß Leitfaden „Berücksichtigung des 

Feldhamsters in Zulassungsverfahren und in der Bauleitplanung, Informationsdienst Naturschutz 

Niedersachsen, Heft 4/16 durchzuführen. 
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Sollte im Erfassungsjahr kein Getreideanbau auf den Flächen des B-Planes erfolgen, so ist die dem B-

Plangebiet nächstgelegene Getreidefläche in die Erfassung einzubeziehen. Hamsterbaue stehen in 

engem Zusammenhang mit der jeweils angebauten Feldfrucht als Nahrungsgrundlage und verändern sich 

dementsprechend. In der Konfliktermittlung des Umweltberichtes kann sonst nicht sicher beurteilt werden, 

ob es zu Eingriffen in die dortige Hamsterpopulation kommt. 

 

Gutachten Avifauna:  

Der Umweltbericht muss eine artenschutzrechtliche Prüfung enthalten, welche die Tiergruppe der Vögel 

als Vertreter der besonders geschützten Arten berücksichtigt. Dafür sind Erfassungen vor Ort erforderlich. 

Neben Offenlandarten der Feldflur und Heckenbrütern im eigentlichen B-Plangebiet ist der Steinbruch 

Salder als Brutplatz des streng geschützten Uhus bekannt. Der Artenschutzbericht muss auch 

untersuchen, inwiefern die Planung in den Jagdlebensraum dieser Art eingreift und ob evtl. 

artenschutzrechtliche Maßnahmen erforderlich werden. Hierbei ist auch darauf hinzuweisen, dass die 

Störungen durch Erholungssuchende bereits zu Beeinträchtigungen des Brutgeschäftes geführt haben.  

 

Das beauftragte Planungsbüro muss Kontakt zum BUND und zum Beringer aufnehmen; die 

Ansprechpartner können bei der UNB erfragt werden. Das Betretungsrecht des Steinbruches liegt beim 

BUND als Eigentümer. Sollte die Gutachten zu dem Ergebnis kommen, dass für den Flächenentzug und 

Störungszunahme artenschutzrechtliche Maßnahmen erforderlich werden, so sind diese auch mit der 

unteren Naturschutzbehörde abzustimmen.  

 

Es kann sich nach meiner Einschätzung auch die Notwendigkeit ergeben, eine neue Wegeführung für 

Erholungssuchende zu konzipieren, die einen Rundweg zum Forstweg beinhaltet, der steinbruchferner 

am Siedlungsrand verläuft. 

 

Gutachten Eingriffs- Ausgleichsbilanzierung, Gehölzschutz:  

Methodische Grundlage ist die Arbeitshilfe zur Ermittlung von Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen in der 

Bauleitplanung (NIEDERSÄCHSISCHER STÄDTETAG 2013). Vorsorglich weise ich darauf hin, dass in 
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der Eingriffsermittlung zur Versiegelung die Überschreitung der Grundflächenzahl (nach § 19 BauNVO) 

zu berücksichtigen  

Die vorhandenen Gehölze unterliegen der Gehölzschutzverordnung der Stadt Salzgitter. Sie gelten als 

geschützte Landschaftsbestandteile i.S. § 29 BNatSchG. Gehölzverluste können wegen der Verordnung 

nicht über andere Biotope ausgeglichen werden.  

 

Daher muss in der Bilanzierung dokumentiert sein, in welchem Maß es zu Gehölzverlusten kommt und 

welche Ausgleichspflanzungen diesen gegenübergestellt werden. 

 

Ich begrüße von daher die randliche Eingrünung des Plangebietes, die eine landschaftliche Einbindung 

leistet sowie den weitest gehenden Erhalt der vorhandenen Hecke, die derzeit westlich an den 1.BA 

angrenzt (Flurstücke 162/22, 162/176, 162/198, Salder Flur 9). Damit die Eingrünung wirksam umgesetzt 

wird, muss sie als öffentliche Pflanzfläche festgesetzt werden, ein privates Pflanzgebot ist nachweislich 

ungeeignet.  

 

In der Realität ist die Hecke breiter als die Flurstückgrenze, diese Verringerung der Breite ist in der 

Bilanzierung zu berücksichtigen. 

 

Beteiligung BUND Kreisgruppe Salzgitter: Der Feldweg westlich des 1. BA wird in das Plangebiet 

integriert. Meines Wissens ist er der Zufahrtsweg des BUND als Eigentümer zum Steinbruch Salder. Ich 

empfehle daher Kontaktaufnahme. 

 

4 ASG über FD 66 

vom 17.08.2021  

Es gibt es folgende Bedenken oder Einwände: 

 

 Anschlussmöglichkeiten der Entwässerung an den öffentlichen Regenwasserkanal sind im Nord-

Osten des Baugebietes, Höhe Museumstraße vorhanden. 

 Die Einleitung in den öffentlichen Regenwasserkanal hat gedrosselt zu erfolgen. 
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 Die Vorabschätzung des erforderlichen Regenrückhalteraumes ergibt eine erforderliche Fläche von 

ca. 3.800 qm. 

 Gemäß vorliegendem Plan (Stand 01/2021) ist die berücksichtigte Fläche für das RRB zu gering 

angesetzt. 

 Ferner sollte die weitere Planung Notwasserwege für den vorsorgenden Überflutungsschutz bei 

Starkregenereignissen vorsehen. 

 

5 53.4 vom 

17.08.2021  

Es bestehen keine Bedenken. 

 

Bei der Ausweisung des Bebauungsplans sind die gesetzlichen Vorgaben (u. a. TA Lärm, DIN 18005) zu 

berücksichtigen. Die Darstellung des Plangebietes zeigt, dass eine Fläche für aktive 

Schallschutzmaßnahmen in Form eines Lärmschutzwalls vorgesehen ist. Zur Überprüfung sollte ein 

Schallschutzgutachten erstellt werden. Bei erhöhten Lärmbelastungen sind Abhilfemaßnahmen zu 

planen, geeignete Schallschutzmaßnahmen entsprechend umzusetzen und ggfs. im Bebauungsplan 

textlich festzusetzen. 

 

6 61.1.1 vom 

19.08.2021 

Ziel der o. g. Planung ist die Entwicklung eines neuen Baugebiets für 50 bis 60 

Einfamilienhausgrundstücke. Hierfür lässt sich überschlägig eine zusätzliche Verkehrsbelastung von ca. 

260 - 310 Pkw-Fahrten pro Tag (Annahmen: 3,5 Einwohner pro Wohneinheit, 3,7 Wege pro Einwohner, 

60 % Pkw-Anteil, Besetzungsgrad 1,5) abschätzen. Aus Sicht der Verkehrsentwicklungsplanung können 

diese Werte zunächst als unkritisch eingestuft werden.  

Es wird jedoch empfohlen, einen unabhängigen Gutachter mit der Durchführung einer 

verkehrstechnischen Untersuchung zu beauftragen, um späteren möglichen Einwendungen aus der 

Bevölkerung hinsichtlich der Verkehrs- und Lärmbelastung begegnen zu können. 

 

 

  


